
Mittwoch, 23. August 2017 Managerlöhne

Ethos fordert strengere Regeln für Spitzenlöhne
Aktienrechtsrevision Die Anlagestif-
tung Ethos greift in die Debatte um das
Aktienrecht ein.Gesternhat sie inZürich
konkrete Forderungen ans Parlament
gestellt, wie die Aktionärsrechte in der
Schweiz angepasst werden sollen. Der
Zeitpunkt der Positionierung kommt
nicht vonungefähr:DieRechtskommis-
siondesNationalrats brütet derzeit über
einerMammutreformdesAktienrechts.
284 Seiten stark ist die Botschaft des
Bundesrats, vieles ist hochtechnischund
wenig umstritten.

Zwei Themen sind allerdings sehr
brisant – und bei beiden nimmt Ethos
eineHaltung ein, die sich sowohl gegen
dieWirtschaftsverbändeals auchgegen
diebürgerlichenParteien richtet.Esgeht
um die Lohnpolitik der Unternehmen
sowie um Geschlechterquoten im Top-
management. Seit derAnnahmederAb-

zocker-Initiative stimmendieAktionäre
jährlich über die Löhne von Verwal-
tungsrat undGeschäftsleitungab.Aller-
dings tun sie das nicht so, wie das Ethos
gerne sähe.

Ethosbemängelt vorausschauende
AbstimmungüberManagerlöhne
In denUnternehmen hat sich die Praxis
durchgesetzt, dassdieAktionäreAnfang
Jahr im Voraus über die Höhe der Boni
abstimmen, ohnezuwissen,wiedie Jah-
resresultate ausfallen. FürEthoskommt
das einem «Blankocheck» gleich. «Die
Aktionäre müssen die Möglichkeit ha-
ben, imNachhineinund inKenntnis der
Unternehmensresultateüberdie variab-
len Vergütungen zu bestimmen, um all-
fälligeExzesse zuunterbinden», fordert
Ethos-Direktor Vincent Kaufmann. Zur
Illustration verweist er auf das Beispiel

derCredit Suisse,wo rückwirkendabge-
stimmt wird. Die Geschäftsleitung der
GrossbankhattenacheinemMilliarden-
verlust imvergangenen Jahr vor derGe-
neralversammlung imFrühling2017auf
40 Prozent ihrer Boni verzichtet. Kauf-
mannmachtdafürdieMobilisierungder
Aktionäreverantwortlich.«EineAbstim-
munganeinervorhergehendenGeneral-
versammlungdagegenwäreeinemBlan-
kocheck gleichgekommen, den die Ak-
tionäre nicht mehr hätten anfechten
können», sagt er.

Auch der Bundesrat sah es einst so.
IneinemVorentwurf zumneuenAktien-
rechtsgesetzwollteerdievorausschauen-
deAbstimmungverbieten.Er liessdiese
Bestimmung jedoch fallen, nachdem in
derVernehmlassungWirtschaftsverbän-
de und die bürgerlichen Parteien oppo-
niert hatten. Sie hatten argumentiert,

dass dadurch Schweizer Unternehmen
bei der Rekrutierung vonTopmanagern
behindert würden. Ganz anders sehen
dasdieLinke sowiedieGewerkschaften.
Siewollen,wieEthos, dasVerbot durch-
setzen.

BrauchtesQuoten für
Topmanagerinnen?

Zurückgekrebst ist der Bundesrat auch
bei der Frage, wessen Lohn transparent
gemacht werden muss. Heute gilt die
individuelle Offenlegung nur bei Ver-
waltungsräten, nicht aber bei der Ge-
schäftsleitung, wo sich die Angabe auf
das ganze Gremium bezieht. Ursprüng-
lich wollte der Bundesrat auch bei der
Geschäftsleitung für individuelleTrans-
parenz sorgen. Nach Kritik der Wirt-
schaft und bürgerlicher Parteien passte
er aber auch hier seine Position an.

Ein grosser Streitpunkt bei der Aktien-
rechtsrevision sind weiter die Ge-
schlechterquoten.NachdemWillendes
Bundesrats sollenbörsenkotierteUnter-
nehmenmehrFrauen inSpitzenpositio-
nen berufen. In den Verwaltungsräten
sollenkünftig 30ProzentFrauen sitzen;
in den Geschäftsleitungen 20 Prozent.
Ist dasnichtderFall,müssendieFirmen
imVergütungsbericht dieGründe ange-
benundMassnahmenzurVerbesserung
vorschlagen.

Auch hier öffnet sich derselbe Gra-
ben wie bei den anderen Fragen. Die
Wirtschaft sowie SVP, FDP und CVP
sehen darin einen unzulässigen Eingriff
indieWirtschafts- undVertragsfreiheit.
Ethos und die Linke dagegen stimmen
denQuoten zu.
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